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Änderung des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Berufsbil-

düng - Einladung zur Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Als Folge des neuen Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002 über die Berufsbildung

(BBG; SR 412.10) wurde das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Berufsbil-

düng vom 14. Januar 2008 (EG BBG) erlassen und gestaffelt auf den 1. April 2009 sowie

den 1. Januar 2011 in Kraft gesetzt.

Grundsätzlich hat sich das EG BBG bewährt. Verschiedene Bestimmungen sollen jedoch

geändert werden, einerseits um Anpassungen an die zwischenzeitlichen Entwicklungen

bzw. Änderungen im Bundesrecht vorzunehmen, andererseits um Problemfelder auszubes-

sern.

Handlungsbedarf besteht in folgenden Bereichen:

Regelung der Angebote für Personen mit individuellen Bildungsdefiziten am Ende der

obligatorischen Schulzeit gemäss Art. 12 BBG (Brückenangebote),

- Aufgaben und Kompetenzen der Schulkommissionen und Schulleitungen,

- Änderungen im Bereich der Bildungsgänge der höheren Fachschulen (HF), insbeson-

dere im Zusammenhang mit der Interkantonale Vereinbarung über Beiträge an die Bil-
dungsgänge der höheren Fachschulen (HFSV), die auf das Schuljahr 2015/2016 in Kraft

getreten ist,

- Allgemeine Weiterbildung: Schaffung einer neuen Bestimmung für die Kantonale Berufs-
schule für Weiterbildung EB Zürich,

Berufsbildungsfonds: die Berufsbildungskommission hat eine Neuregelung in Bezug auf

Finanzierung und Leistungen erarbeitet.

Darüber hinaus erfolgen verschiedene terminologische Anpassungen und Präzisierungen.
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Die Vernehmlassungsunterlagen umfassen:

die Änderungen des Einführungsgesetzes zum Bundesgesetz über die Berufsbildung
vom 14. Januar 2008 (EG BBG),

die Erläuterungen zu den Gesetzesänderungen (RRB Nr. 1022/2016)

die Liste der Adressatinnen und Adressaten der Vernehmlassung. Sie finden diese Do-

kumente elektronisch auf: https://www.zh.ch/interneüde/aktuell/vernehmlassun-

gen/info.html

Wir laden Sie ein, uns Ihre Stellungnahme bis Freitag, 3. März 2017, einzureichen.

Um eine möglichst effiziente Auswertung vornehmen zu können, bitten wir Sie, uns Ihre

Stellungnahme in elektronischer Form, wenn möglich als Word-Datei, an folgende Adresse
zu übermitteln: vernehmlassung@mba.zh.ch

Freundliche Grüsse
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Dr. Silvia Steiner

Regierungsrätin


